
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Beschluss vom 6. Oktober 2011 
-6AZN 815/11 -

I. Arbeitsgericht Osnabrück Urteil vom 19. Januar 2010
- 3 Ca 599/09 -

II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen Urteil vom 28. April 2011
-16 Sa 854/10-

Für die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:
Einstellung tariflicher Leistung bei Rentenberechtigung

Gesetze:
Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
vom 31. August 1971 (TV SozSich) § 8 Ziff. 1 Buchst, c; AGG § 3 Abs. 2; 
Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf (RL 2000/78/EG) Art. 2, Art. 6 Abs. 1

Leitsatz:
Eine Regelung, die eine tarifliche Leistung des Arbeitgebers zur 
Sicherung des Lebensunterhalts von Arbeitnehmern, die ihren 
Arbeitsplatz betriebsbedingt verloren haben, auf die Zeit bis zum Erwerb 
einer wirtschaftlichen Absicherung durch den Anspruch auf eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung beschränkt, diskriminiert 
behinderte Arbeitnehmer, die eine vorgezogene gesetzliche Altersrente in 
Anspruch nehmen können, weder wegen ihres Alters noch wegen ihrer 
Behinderung.

Hinweis des Senats:
führende Entscheidung zu weiteren Parallelsachen
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZN 815/11
16 Sa 854/10
Landesarbeitsgericht
Niedersachsen

BESCHLUSS

ln Sachen

Kläger, Berufungskläger und Beschwerdeführer,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Beschwerdegegnerin,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts am 6. Oktober 2011 be­

schlossen:

1. Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung 
der Revision in dem Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Niedersachsen vom 28. April 2011 -16 Sa 854/10- 
wird zurückgewiesen.
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- 2 - 6 AZN 815/11

2. Der Kläger hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens 
zu tragen.

3. Der Wert des Beschwerdeverfahrens wird auf 
25.270,92 Euro festgesetzt.

Gründe

A. Die Parteien streiten über die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung 1 

einer Überbrückungsbeihilfe nach dem Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der 

Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland vom 31. August 1971 (TV SozSich). Die Beklagte stellte die 

Zahlung dieser tariflichen Leistung seit dem 1. Juni 2009 ein, weil der 1949 

geborene, schwerbehinderte Kläger seit diesem Zeitpunkt Anspruch auf gesetz­

liche Altersrente hatte. Gemäß § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich wird die 

Überbrückungsbeihilfe nicht gezahlt für Zeiten nach Ablauf des Monats, in dem

der Arbeitnehmer die Voraussetzungen zum Bezug eines vorgezogenen Alters­

ruhegeldes aus der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt. Der Kläger hat 

geltend gemacht, diese Regelung verletze das Benachteiligungsverbot des § 7 

Abs. 1, § 3 Abs. 2 AGG. Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Das 

Landesarbeitsgericht hat gegen sein Urteil die Revision nicht zugelassen. 

Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner auf grundsätzliche Bedeutung 

gestützten Nichtzulassungsbeschwerde.

B. Die Beschwerde ist unbegründet. 2

I. Die Revision ist wegen grundsätzlicher Bedeutung einer Rechtsfrage 3

nur zuzulassen, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits von einer klärungsfä­

higen, klärungsbedürftigen und entscheidungserheblichen Rechtsfrage abhängt 

(§ 12 Abs. 2 Nr. 1, § 72a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ArbGG). Das ist der Fall, wenn die 

Klärung der aufgeworfenen Rechtsfrage entweder von allgemeiner Bedeutung 

für die Rechtsordnung ist oder wegen ihrer tatsächlichen Auswirkungen die 

Interessen zumindest eines größeren Teils der Allgemeinheit berührt. Die

3 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 6 AZN 815/11

aufgeworfene Rechtsfrage muss sich in einer unbestimmten Vielzahl weiterer 

Fälle stellen können und deshalb das abstrakte Interesse der Allgemeinheit an 

der einheitlichen Entwicklung und Handhabung des Rechts berühren (BAG 

5. Oktober 2010 - 5 AZN 666/10 - AP ArbGG 1979 § 72a Nr. 74 = EzA ArbGG 

1979 § 72 Nr. 43).

II. Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. 4

1. Die Beschwerdebegründung geht zu Unrecht noch von den Zulas- 5

sungsvoraussetzungen des § 72a Abs. 1 Nr. 2 ArbGG in der bis zum

31. Dezember 2004 geltenden Fassung aus. Sie führt zu den Zulassungsvo­

raussetzungen lediglich aus, die Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung 

und die Parteien stritten über die Auslegung eines Tarifvertrags, dessen Gel­

tungsbereich sich über den Bezirk des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen 

hinaus erstrecke. Aus der Beschwerdebegründung ergibt sich jedoch eindeutig, 

dass der Kläger die Rechtsfrage geklärt wissen will, ob die Einstellung der 

Zahlung der Überbrückungsbeihilfe bei Bestehen eines Anspruchs auf die 

gesetzliche Altersrente gemäß § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich zu einer 

unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung wegen des Alters oder einer 

Behinderung führt und diese Tarifvorschrift deshalb gegebenenfalls nicht 

angewendet werden darf. Damit hat er auch hinreichend die Entscheidungser­

heblichkeit der Frage dargetan. Aus den weiteren Ausführungen der Beschwer­

debegründung ergibt sich die Darlegung, dass der aufgeworfenen Frage eine 

allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung zukommt und die 

Frage im Hinblick auf die Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen 

Union vom 12. Oktober 2010 (- C-499/08- [Andersen] EzA EG-Vertrag 1999 

Richtlinie 2000/78 Nr. 17) klärungsbedürftig erscheint.

2. Entgegen der Ansicht des Klägers ist die angesprochene Frage nicht 6 

klärungsbedürftig, weil der Senat bereits entschieden hat, dass der Anspruch

auf die Überbrückungsbeihilfe aufgrund der Regelung in § 2 Ziff. 2 Buchst, d 

TV SozSich auch bei Anspruch auf eine Altersrente wegen Schwerbehinderung 

nicht entsteht und dies nicht zu einer mittelbaren Diskriminierung wegen der 

Behinderung führt. Für das Erlöschen des Anspruchs auf die Überbrückungs-
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beihilfe gemäß § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich gilt nichts anderes. Der 

Senat hat ferner entschieden, dass die Überbrückungsbeihilfe bereits dann 

nicht mehr zu zahlen ist, wenn lediglich die Möglichkeit des Bezugs der vorzei­

tigen Altersrente besteht, ohne dass es darauf ankommt, ob der Arbeitnehmer 

die Rente tatsächlich erhält oder beantragt hat (18. Mai 2006 - 6 AZR 631/05 - 

BAGE 118, 196; 30. März 2000 - 6 AZR 645/98- AP TVG §4  Rationalisie­

rungsschutz Nr. 33 = EzA TVG § 4 Stationierungsstreitkräfte Nr. 7).

3. Die von der Beschwerde angeführte Entscheidung des Gerichtshofs der 7

Europäischen Union vom 12. Oktober 2010 (- C-499/08- [Andersen] EzA EG- 

Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 Nr. 17) führt ebenso wenig zu einem Klärungs­

bedarf wie die Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Februar 

2011 (-9 AZR 584/09- und - 9 AZR 750/09- NZA 2011, 740). §8 Ziff. 1 

Buchst, c Alt. 1 TV SozSich diskriminiert die davon betroffenen Arbeitnehmer 

weder unmittelbar noch mittelbar wegen ihres Alters oder einer Behinderung.

a) Die Regelung in § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich knüpft nicht 8

unmittelbar an die Behinderteneigenschaft oder an das Alter, sondern an die 

Voraussetzungen für den Bezug einer vorgezogenen Altersrente und damit 

auch für die vorzeitige Inanspruchnahme der gesetzlichen Rente wegen 

Schwerbehinderung an. Anspruch auf vorzeitige Inanspruchnahme von Alters­

rente haben nicht nur Schwerbehinderte (§ 37 bzw. § 236a SGB VI). Altersrente 

können vielmehr auch langjährig Versicherte vorzeitig in Anspruch nehmen 

(§ 36 bzw. § 236 SGB VI), ebenso arbeitslose Arbeitnehmer und solche in 

Altersteilzeit unter den Voraussetzungen des § 237 SGB VI, Frauen unter den 

Voraussetzungen des § 237a SGB VI, ferner langjährig unter Tage beschäftigte 

Bergleute (§ 40 bzw. § 238 SGB VI). § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich 

knüpft also nicht ausdrücklich an das Alter und/oder die Behinderung des 

Arbeitnehmers an. Ebenso wenig betrifft diese Regelung ausschließlich Träger 

von Diskriminierungsmerkmalen oder steht in untrennbarem Zusammenhang 

mit einem der Diskriminierungsmerkmale des § 1 AGG (vgl. EuGH 12. Oktober 

2010 - C-499/08 - [Andersen] Rn. 23, EzA EG-Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 

Nr. 17; MüArbR/Oetker 3. AutI. Bd. 1 § 14 Rn. 55; Rupp RdA 2009, 307, 308 f.).
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Eine unmittelbare Diskriminierung scheidet damit aus (vgl. bereits BAG 

30. März 2000 - 6 AZR 645/98 - zu I I 3 c cc der Gründe, AP TVG § 4 Rationali­

sierungsschutz Nr. 33 = EzA TVG § 4 Stationierungsstreitkräfte Nr. 7; Wißmann 

RdA 2011, 181, 187).

b) § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich führt auch nicht zu einer mittelba- 9

ren Diskriminierung wegen der Merkmale Alter oder Behinderung.

aa) Es fehlt bereits an einer tatbestandlichen Benachteiligung vergleichba- 10

rer Personen (ebenso Wißmann RdA 2011, 181, 187). Das Verbot mittelbarer 

Diskriminierung ist eine besondere Ausprägung des allgemeinen Gleichheits­

satzes, so dass eine mittelbare Diskriminierung nur vorliegen kann, wenn die 

benachteiligten und die begünstigten Personen vergleichbar sind (BAG 

27. Januar 2011-6 AZR 526/09 - Rn. 33, ZTR 2011, 357).

Die finanzielle Lage Behinderter und Nichtbehinderter ist nur bis zu dem 11 

Zeitpunkt vergleichbar, in dem für den Behinderten erstmals eine Rentenbe­

rechtigung besteht. Danach ändert sich die objektive Ausgangslage. Der Behin­

derte hat anders als der Nichtbehinderte Anspruch auf eine gesetzliche Rente.

Dies führt bei Leistungen wie der Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich, 

die im hier interessierenden Zusammenhang dazu dienen, den Lebensstandard 

bis zum Beginn des Anspruchs auf eine gesetzliche Rente zu sichern, notwen­

digerweise zu einer unterschiedlichen Behandlung von Arbeitnehmern, die 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung haben, und 

von Arbeitnehmern, die weiterhin auf die vom ehemaligen Arbeitgeber finanzier­

te Überbrückungsbeihilfe angewiesen sind. Arbeitnehmer mit einer Rentenbe­

rechtigung und solche ohne eine derartige Berechtigung befinden sich hinsicht­

lich des Überbrückungsbedarfs nicht mehr in einer vergleichbaren Lage. Mit der 

Übernahme der sozialversicherungsrechtlichen Altersgrenze enthält § 8 Ziff. 1 

Buchst, c Alt. 1 TV SozSich somit ein neutrales Kriterium, so dass eine Diskri­

minierung ausscheidet (vgl. EuGH 9. Dezember 2004 - C-19/02 - [Hlozek]

Rn. 49, Slg. 2004, 1-11491; 9. November 1993 - C-132/92- [Birds Eye Walls 

Ltd.] Rn. 18, 20, 23, Slg. 1993, 1-5579).
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bb) Darüber hinaus wäre die vom Kläger angenommene besondere Be- 12

nachteiligung rentenberechtigter Behinderter ebenso wie die darin nach seiner 

Auffassung liegende mittelbare Altersdifferenzierung durch ein rechtmäßiges 

Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels wären 

erforderlich und angemessen (§3 Abs. 2 AGG).

(1) Die Überbrückungsbeihilfe ist eine Sonderleistung, durch die ein wäh- 13

rend eines Arbeitsverhältnisses oder der Arbeitslosigkeit auftretender wirtschaft­

licher Bedarf älterer Arbeitnehmer oder Arbeitsloser überbrückt werden soll.

Diesen Arbeitnehmern soll längstens bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Er­

werbsleben ein angemessener Lebensunterhalt gesichert werden. Dafür wer­

den für einen Übergangszeitraum die Gesamteinkünfte nach einer Bemes­

sungsgrundlage gewährleistet, die auf die tarifliche Grundvergütung Bezug 

nimmt (BAG 18. Mai 2006 -6AZR 631/05- Rn. 12, BAGE 118, 196; 30. März

2000 - 6 AZR 645/98 - zu I I 3 c bb der Gründe, AP TVG § 4 Rationalisierungs­

schutz Nr. 33 = EzA TVG § 4 Stationierungsstreitkräfte Nr. 7). Die Überbrü­

ckungsbeihilfe verfolgt also im hier interessierenden Zusammenhang das Ziel, 

den Lebensunterhalt von Arbeitnehmern, die ihren Arbeitsplatz unter den 

Voraussetzungen des § 2 TV SozSich verloren haben, bis zum Erwerb einer 

wirtschaftlichen Absicherung durch den Anspruch auf eine Rente aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung zu gewährleisten. Ein solches Ziel des Schut­

zes langjährig beschäftigter Arbeitnehmer ist rechtmäßig (EuGH 12. Oktober 

2010 - C-499/08 - [Andersen] Rn. 29, EzA EG-Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 

Nr. 17).

(2) Das zur Erreichung dieses Ziels eingesetzte Mittel, nämlich die Be- 14

schränkung der Zahlung der Überbrückungsbeihilfe auf die Zeit bis zum Be­

stehen des Anspruchs auf gesetzliche Altersrente, ist auch angemessen und 

erforderlich.

(a) Ausgehend vom Zweck der Überbrückungsbeihilfe, die nur solange 15

gewährt werden soll, wie der Lebensunterhalt nicht durch den Anspruch auf 

eine gesetzliche Altersrente gesichert ist, ist es erforderlich, diese Zahlung auch
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dann nicht mehr zu gewähren, wenn der Rentenberechtigte die gesetzliche 

Altersrente nicht beantragt.

(b) Die Regelung in § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich geht auch nicht 16 

über das hinaus, was zur Erreichung der von den Tarifvertragsparteien verfolg­

ten Ziele erforderlich ist, und ist damit angemessen. Die Tarifvertragsparteien 

wollten einen zeitlich begrenzten Überbrückungsbedarf befriedigen. Sie haben 

dabei in typisierender Weise auf den Personenkreis abgestellt, der besonders 

von Arbeitslosigkeit bedroht ist und deshalb wirtschaftlicher Absicherung bedarf.

Sie durften im Hinblick auf die Tarifautonomie, die auch im Unionsrecht An­

erkennung gefunden hat und bei dessen Anwendung zu berücksichtigen ist 

(vgl. EuGH 8. September 2011 - C-297/10- [Hennigs] Rn. 65, 92; ausführlich 

BAG 19. Januar 2011 -3  AZR 29/09 - Rn. 47 ff.), dabei an die bloße Berechti­

gung zum Bezug einer vorgezogenen Altersrente aus der gesetzlichen Renten­

versicherung anknüpfen, ohne im Einzelfall darauf abstellen zu müssen, ob die 

zu erwartende Rente tatsächlich die Aufrechterhaltung des Lebensstandards 

gewährleistet (BAG 30. März 2000 - 6 AZR 645/98 - zu I I 3 c dd der Gründe, AP 

TVG § 4 Rationalisierungsschutz Nr. 33 = EzA TVG § 4 Stationierungsstreit­

kräfte Nr. 7).

Die Tarifvertragsparteien mussten sich auch nicht darauf beschränken, 17 

die Überbrückungsbeihilfe lediglich um den hypothetischen Rentenbetrag zu 

kürzen, der bei einem frühestmöglichen Rentenantrag gezahlt würde. Ebenso 

wenig mussten sie sich auf die Anrechnung tatsächlich bezogener Renten 

beschränken oder den durch den vorzeitigen Rentenbezug entstehenden 

Nachteil ausgleichen (so aber wohl von Roetteken Anm. 1 jurisPR-ArbR 3/2007 

unter C). Eine solche Kürzungs- oder Anrechnungsregelung würde dem Zweck 

der Überbrückungsbeihilfe nicht gerecht und wäre deshalb kein ebenso geeig­

netes, milderes Mittel. Die Überbrückungsbeihilfe soll nicht eine nach Beendi­

gung des Arbeitslebens zustehende, als unzureichend empfundene Altersrente 

ergänzen. Soweit eine ausreichende Versorgung durch die gesetzliche Rente 

aufgrund etwaiger Rentenminderungen nicht besteht, ist die daraus entstehen­

de Unterversorgung mit anderen Mitteln als der vom Arbeitgeber zu zahlenden
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Überbrückungsbeihilfe auszugleichen (BAG 18. Mai 2006 -6AZR 631/05- 

Rn. 12, BAGE 118, 196).

(c) Schließlich wird § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich den mit dieser 18

Regelung verfolgten Zielen auch in kohärenter und systematischer Weise 

gerecht.

(aa) Eine Regelung ist nur dann geeignet, die Verwirklichung des geltend 19

gemachten Ziels zu gewährleisten, wenn sie tatsächlich dem Anliegen gerecht 

wird, das verfolgte Ziel in kohärenter und systematischer Weise zu erreichen 

(EuGH 10. März 2009 -C-169/07- [Hartlauer] Rn. 55, Slg. 2009, 1-1721). 

Ausnahmen von den Bestimmungen einer Norm können in bestimmten Fällen 

deren Kohärenz beeinträchtigen, insbesondere wenn sie wegen ihres Umfangs 

zu einem Ergebnis führen, das dem mit dem Gesetz verfolgten Ziel widerspricht 

(EuGH 21. Juli 2011 - C-159/10- [Fuchs] Rn. 86). In seiner jüngeren Recht­

sprechung zur Altersdiskriminierung hat der Gerichtshof der Europäischen 

Union dieses Erfordernis eines inneren Zusammenhangs von Inhalt und Ziel 

einer benachteiligenden Regelung in den Vordergrund seiner Rechtmäßigkeits­

prüfung gestellt (21. Juli 2011 - C-159/10 - [Fuchs] Rn. 85 ff.; 18. November 

2010 - C-250/09 und C-268/09 - [Georgiev] Rn. 55, EzA EG-Vertrag 1999 

Richtlinie 2000/78 Nr. 18; 12. Januar 2010 - C-341/08- [Petersen] Rn. 53, AP 

Richtlinie 2000/78/EG Nr. 15; ausführlich Wißmann RdA 2011, 181, 182 ff. 

mwN).

(bb) Diesem Erfordernis genügt § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich im 20 

Unterschied zu der Regelung in § 2a Abs. 3 Funktionasrlov, die der Gerichtshof 

der Europäischen Union als nicht vereinbar mit Art. 2 und Art. 6 Abs. 1 der 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 

allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäf­

tigung und Beruf (RL 2000/78/EG) angesehen hat.

(aaa) Anders als die Beschwerde ohne Weiteres unterstellt, hat der Gerichts- 21 

hof der Europäischen Union die seiner Entscheidung vom 12. Oktober 2010 

(-C-499/08- [Andersen] EzA EG-Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 Nr. 17)
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zugrunde liegende Regelung in § 2a Abs. 3 Funktionasrlov nicht allein deswe­

gen als altersdiskriminierend angesehen, weil sie den Anspruch auf eine Leis­

tung des Arbeitsgebers an den (möglichen) Bezug einer Altersrente knüpft.

Diese Bestimmung führt vielmehr ausschließlich wegen des Widerspruchs 

zwischen dem Zweck der Leistung und dem Inhalt der Ausschlussregelung zu 

einer Diskriminierung (vgl. Wißmann RdA 2011, 181, 184).

Die Entlassungsabfindung nach dem Funktionasrlov hat das Ziel, den 22 

Übergang älterer, langjährig beschäftigter Arbeitnehmer in eine neue Beschäfti­

gung zu erleichtern. Die Regelung in § 2a Abs. 3 Funktionasrlov, wonach der 

Anspruch entfällt, wenn der Angestellte bei seinem Ausscheiden eine Vollrente 

erhält, soll vermeiden, dass die Abfindung Personen zugute kommt, die keine 

neue Stelle suchen, sondern aus dem Erwerbsleben ausscheiden und eine 

Altersrente beziehen wollen (EuGH 12. Oktober 2010 - C-499/08- [Andersen]

Rn. 27, 44, EzA EG-Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 Nr. 17). Für diesen Perso­

nenkreis besteht kein Bedürfnis zur Zahlung einer Entlassungsabfindung, die 

den Übergang älterer Arbeitnehmer in eine neue Beschäftigung erleichtern soll.

Ob ein solcher Wille vorliegt, wird nach dem dänischen Recht allerdings nicht 

am tatsächlichen Bezug der Altersrente festgemacht. Die Regelung beruht 

vielmehr auf dem Gedanken, dass Arbeitnehmer im Allgemeinen aus dem 

Arbeitsmarkt ausscheiden, wenn sie Rente beziehen können. Sie knüpft also 

allein an den unterstellten Willen der rentenberechtigten Arbeitnehmer an, auch 

tatsächlich aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden zu wollen. Mit diesem auf den 

mutmaßlichen Willen des Arbeitnehmers abstellenden Regelungszweck ist es 

nicht in Einklang zu bringen, die Abfindung gerade den Arbeitnehmern vorzu­

enthalten, die sich nicht mit der Rente begnügen, sondern tatsächlich weiter 

arbeiten wollen und deshalb des Schutzes durch die Entlassungsabfindung 

besonders bedürfen (EuGH 12. Oktober 2010 - C-499/08 - [Andersen] Rn. 44, 

aaO). Der Inhalt und der dem Gerichtshof der Europäischen Union mitgeteilte 

Zweck der Abfindungsregelung in § 2a Abs. 3 Funktionasrlov in ihrer Auslegung 

durch die nationalen Gerichte stehen also nicht nur nicht im Einklang, sondern 

widersprechen sich. Dem Arbeitnehmer, der seinen Willen dokumentiert, weiter 

arbeiten zu wollen, indem er keinen Rentenantrag stellt, darf deshalb die Abfin-
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dung nach dem Regelungszweck der dänischen Regelung nicht vorenthalten 

werden (vgl. auch Wißmann RdA 2011, 181, 184, 186).

(bbb) Demgegenüber ist Zweck des § 8 Ziff. 1 Buchst, c Alt. 1 TV SozSich, 23 

wie ausgeführt, die wirtschaftliche Absicherung der begünstigten Arbeitnehmer 

längstens bis zum frühestmöglichen Anspruch auf gesetzliche Rente. Die 

tarifliche Regelung stellt also nicht auf den Willen des Arbeitnehmers ab, jeden­

falls potentiell dem Arbeitsmarkt weiter zur Verfügung zu stehen und deshalb 

keinen Rentenantrag zu stellen, sondern auf den nach Einschätzung der Tarif­

vertragsparteien mit Beginn des Rentenanspruchs nicht mehr gegebenen 

Sicherungsbedarf. Die Wertungen des Gerichtshofs der Europäischen Union in 

seiner Entscheidung vom 12. Oktober 2010 (- C-499/08- [Andersen] EzA EG- 

Vertrag 1999 Richtlinie 2000/78 Nr. 17) lassen sich damit auf tarifliche Rege­

lungen wie die vorliegende nicht übertragen (ebenso Wißmann RdA 2011, 181,

186 mwN in Fn. 58 für den Sozialplan). Im Gegenteil wäre es gerade inkohärent 

und stünde im Widerspruch zum tariflichen Regelungszweck, wenn die Über­

brückungsbeihilfe - ungekürzt oder um die fiktive gesetzliche Rente gekürzt - 

auch nach Eintritt der Rentenberechtigung weitergezahlt würde. Eine Kompen­

sation von Rentennachteilen, die im Einzelfall aufgrund der Erwerbsbiographie 

eines Arbeitnehmers eintreten oder die, anders als im Fall des Klägers, der 

noch von der Vertrauensschutzregelung in § 236a Abs. 4 SGB VI profitiert, auf 

Rentenabschlägen beruhen, liegt außerhalb des Regelungsplans der Tarifver­

tragsparteien. Bereits die Überbrückungsbeihilfe stellt eine soziale Sonderleis­

tung dar, die weit über die im Arbeitsleben üblichen Leistungen des Arbeitge­

bers hinausgeht. Mit ihr erhalten ältere, langjährig beschäftigte Arbeitnehmer, 

die betriebsbedingt und damit wirksam entlassen worden sind, noch über das 

Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus Unterstützungsleistungen durch ihren 

früheren Arbeitgeber. Bereits mit der Möglichkeit des Bezugs einer vorgezoge­

nen staatlichen Altersrente entfällt das Bedürfnis für eine derartige Unterstüt­

zung (vgl. BAG 18. Mai 2006 -6AZR 631/05 - Rn. 21, BAGE 118, 196). Darin 

liegt der Unterschied zu betrieblichen oder tariflichen Leistungen, die dazu 

dienen, Versorgungslücken zu überbrücken, die durch die Beendigung der 

Erwerbstätigkeit eintreten. Die Versorgungslücken der Arbeitnehmer, die vorzei-
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tig Altersrente beanspruchen können, sind nicht geringer als die Lücken der 

Arbeitnehmer, die lediglich die Regelaltersrente beanspruchen können. Bei 

derartigen Leistungen ist es darum nach der Rechtsprechung des Neunten 

Senats des Bundesarbeitsgerichts (vgl. 15. Februar 2011 -9AZR 584/09- 

Rn. 46 ff. und - 9 AZR 750/09 - Rn. 32 ff., NZA 2011, 740, für eine Benachteili­

gung von Frauen) mit dem Regelungszweck nicht zu vereinbaren, die Zahlun­

gen ab dem Alter, von dem an Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 

gewährt werden können, einzustellen. Angesichts der unterschiedlichen Rege­

lungsziele der tariflichen Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich und der 

Leistungen, die den Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Fe­

bruar 2011 zugrunde lagen, besteht auch insoweit kein Klärungsbedarf (vgl.

BAG 15. Februar 2011-9 AZR 584/09 - Rn. 49 und - 9 AZR 750/09 - Rn. 36, 

aaO). Die Tarifvertragsparteien durften deshalb diese soziale Leistung, die aus 

Mitteln des ehemaligen Arbeitgebers finanziert wird, auf die Zeit bis zum frü­

hestmöglichen Bezug einer gesetzlichen, solidarisch finanzierten Altersrente 

beschränken.

C. Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 72a Abs. 5 Satz 5 24

ArbGG abgesehen.

D. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Die Wertfestset- 25

zung beruht auf § 63 GKG und wurde in Höhe des 36-fachen des zuletzt ge­

zahlten Übergangsgeldes von 701,97 Euro festgesetzt.

Fischermeier Brühler Spelge

Klapproth Lorenz
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